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ALLGEMEINE EINKAUFSBEDINGUNGEN  
FÜR GESCHÄFTE MIT NICHTVERBRAUCHERN
Art.1 Geltungsbereich

1.	 Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen gelten ausschließlich für alle Lieferungen und Leistun-

gen, die von der SOMMER Antriebs- und Funktechnik GmbH (nachfolgend auch „Besteller“ 

oder „uns“ genannt) bei dem Lieferanten (nachfolgend auch „Lieferant“ oder „Verkäufer“ ge-

nannt) bezogen werden. Sie gelten gegenüber Unternehmern (§ 14 BGB), juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen Sondervermögen. Abweichende allgemeine 

Geschäftsbedingungen werden von uns nicht anerkannt, es sei denn, wir hätten ihrer Geltung 

ausdrücklich schriftlich zugestimmt. Unsere Einkaufsbedingungen gelten auch dann, wenn wir in 

Kenntnis entgegenstehender oder von unseren Einkaufsbedingungen abweichender Bedingun-

gen des Lieferanten die Lieferung des Lieferanten vorbehaltlos annehmen.

2.	 Alle Vereinbarungen, die zwischen uns und dem Lieferanten zwecks Ausführung dieses Vertrages 

getroffen werden, sind in diesem Vertrag schriftlich niederzulegen.

3.	 Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen gelten auch für alle künftigen Verträge mit dem Lie-

feranten.

Art. 2 Bestellung, Unterlagen

1.	 Der Lieferant ist verpflichtet, unsere Bestellung innerhalb von 2 Tagen unter Angabe unserer Be-

stelldaten, insbesondere des verbindlichen Liefertermins, eines Festpreises und der Artikelnummer 

zu bestätigen. Erhalten wir innerhalb dieser Frist keine Auftragsbestätigung, so sind wir an die 

Bestellung nicht mehr gebunden. Sollten Lieferhindernisse beim Lieferanten bestehen, ist dieser 

verpflichtet diese unverzüglich nach Eingang der Bestellung beim jeweiligen Besteller schriftlich 

anzuzeigen.

2.	 Unsere Angaben über die Anfertigung bestellter Gegenstände sowie nach unseren Angaben 

angefertigte Zeichnungen und unsere eigenen Zeichnungen, Abbildungen, Berechnungen oder 

Dateien dürfen vom Lieferanten weder weiterverwertet noch Dritten zugänglich gemacht werden 

und sind strikt geheimzuhalten. Sie dürfen nur zur Fertigung aufgrund unserer Bestellung verwen-

det werden, bleiben unser Eigentum und sind uns nach Ausführung des Auftrages bzw. wenn ein 

Vertrag nicht zustande kommt, ohne besondere Aufforderung unverzüglich zurückzugeben. Die 

Geheimhaltungsverpflichtung gilt auch nach Abwicklung dieses Vertrages; sie erlischt erst, wenn 

und soweit das in den überlassenen Abbildungen, Zeichnungen, Berechnungen und sonstigen 

Unterlagen enthaltene Fertigungswissen allgemein bekannt geworden ist.

Art. 3. Preise und Zahlungsbedingungen

1.	 So weit nicht ausdrücklich schriftlich etwas anderes vereinbart ist, erfolgt Lieferung und Gefahr-

übergang frei Haus. In diesem Fall ist insbesondere die Verpackung, Entladung sowie ggf. Auf-

stellung und Montage sowie die gesetzliche MwSt. im Festpreis enthalten. Ist unfreie Lieferung 

vereinbart, übernehmen wir nur die günstigsten Frachtkosten es sei denn wir schreiben eine be-

sondere Art der Versendung vor.

2.	 Die Rechnung muss den jeweiligen steuerlichen Anforderungen entsprechen und insbesondere 

die Steuernummer, die Bestelldaten, den Preis je Position oder Artikel, die Artikelnummer und den 

Gesamtpreis ausweisen. Unvollständige Rechnungen werden zur Ergänzung zurückgegeben. 

Zahlungsfristen beginnen erst mit Eingang ordnungsgemäß ausgestellter Rechnungen zu laufen.

In der Wahl des Zahlungsmittels sind wir frei. Soweit abweichende Vereinbarungen nicht getrof-

fen sind, leisten wir Zahlung nach unserer Wahl wie folgt: 14 Tage 3 % Skonto, 30 Tage jeweils 

nach Erhalt vorgenannter Rechnungen netto Kasse.

3.	 Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte stehen uns in gesetzlichem Umfang zu. Der Verkäufer 

hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur wegen rechtskräftig festgestellter oder un-

bestrittener Gegenforderungen.

4.	 Ansprüche des Lieferanten gegen uns dürfen nur mit unserer ausdrücklichen Zustimmung abge-

treten werden.

Art. 4 Lieferung, Gefahrübergang

1.	 Die auf unseren Bestellungen vermerkten Liefertermine sind bindend. Der Lieferant ist verpflichtet, 

uns unverzüglich in Kenntnis zu setzen, wenn Umstände eintreten oder ihm erkennbar werden, 

aus denen sich ergibt, dass die vereinbarte Lieferzeit nicht eingehalten werden kann.

2.	 Kommt der Lieferant in Verzug sind wir berechtigt, pauschalierten Verzugsschaden in Höhe von 

ein 1 % des vereinbarten Preises pro vollendete Woche verlangen, jedoch nicht mehr als 5 % 

des Rechnungsbetrages. Weitergehende gesetzliche Ansprüche (Rücktritt, Schadensersatz statt 

der Leistung etc.) bleiben vorbehalten. Gegenüber unserem Schadensersatzverlangen hat der 

Lieferant das Recht, nachzuweisen, dass er die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.

Dem Verkäufer bleibt der Nachweis vorbehalten, dass kein oder nur ein wesentlich geringerer 

Schaden entstanden ist.

3.	 Teillieferungen sind nur mit unserer ausdrücklichen schriftlichen Zustimmung zulässig. Die mit zu-

lässigen Teillieferungen verbundenen Mehrkosten hat in jedem Fall der Lieferant zu tragen.

4.	 Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung geht erst dann auf 

den Besteller über, wenn die gelieferten Gegenstände dem in der Bestellung angegebenen 

Empfänger am Bestimmungsort vertragsgemäß übergeben worden sind. Der Lieferant ist ver-

pflichtet, auf allen Versandpapieren und Lieferscheinen ausdrücklich unsere Bestell- und Artikel-

nummer anzugeben.

Art. 5 Mängelrechte

1.	 Bei Mängeln der Lieferung stehen uns die gesetzlichen Gewährleistungsrechte in vollem Umfang 

zu. Wir sind berechtigt, vom Lieferanten nach unserer Wahl Mängelbeseitigung oder Lieferung 

einer neuen Sache zu verlangen. Das Recht auf Schadensersatz, insbesondere auf Schadens-

ersatz statt der Leistung, bleibt ausdrücklich vorbehalten. Abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 

BGB stehen uns Mängelansprüche uneingeschränkt auch dann zu, wenn uns der Mangel bei 

Vertragsschluss infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist.

2.	 Kommt der Verkäufer seiner Verpflichtung zur Nacherfüllung – nach unserer Wahl durch Besei-

tigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatz-

lieferung) – innerhalb einer von uns gesetzten, angemessenen Frist nicht nach, so können wir den 

Mangel selbst beseitigen und vom Verkäufer Ersatz der hierfür erforderlichen Aufwendungen 

bzw. einen entsprechenden Vorschuss verlangen. Ist die Nacherfüllung durch den Verkäufer fehl-

geschlagen oder für uns unzumutbar (z. B. wegen besonderer Dringlichkeit, Gefährdung der 

Betriebssicherheit oder drohendem Eintritt unverhältnismäßiger Schäden) bedarf es keiner Frist-

setzung; von derartigen Umständen werden wir den Verkäufer unverzüglich, nach Möglichkeit 

vorher, unterrichten.

3.	 Die zum Zwecke der Prüfung und Nacherfüllung vom Verkäufer aufgewendeten Kosten (ein-

schließlich eventueller Ausbau- und Einbaukosten) trägt dieser auch dann, wenn sich herausstellt, 

dass tatsächlich kein Mangel vorlag. Unsere Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem Män-

gelbeseitigungsverlangen bleibt unberührt; insoweit haften wir jedoch nur, wenn wir erkannt oder 

grob fahrlässig nicht erkannt haben, dass kein Mangel vorlag.

4.	 Die Verjährungsfrist beträgt 36 Monate, gerechnet ab Gefahrübergang. Im Falle der Nachbes-

serung oder Ersatzlieferung verlängert sich die Gewährleistungsfrist entsprechend den gesetz-

lichen Vorschriften erneut. Die 3-jährige Verjährungsfrist gilt entsprechend auch für Ansprüche aus 

Rechtsmängeln, wobei die gesetzliche Verjährungsfrist für dingliche Herausgabeansprüche Drit-

ter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB) unberührt bleibt; Ansprüche aus Rechtsmängeln verjähren darüber 

hinaus in keinem Fall, solange der Dritte das Recht – insbesondere mangels Verjährung – noch 

gegen uns geltend machen kann.

5.	 Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich vorstehender Verlängerung gelten – im ge-

setzlichen Umfang – für alle vertraglichen Mängelansprüche. Soweit uns wegen eines Mangels 

auch außervertragliche Schadensersatzansprüche zustehen, gilt hierfür die regelmäßige gesetz-

liche Verjährung (§§ 195, 199 BGB), wenn nicht die Anwendung der Verjährungsfristen des 

Kaufrechts im Einzelfall zu einer längeren Verjährungsfrist führt.

6.	 Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die gesetzlichen Vorschriften (§§ 

377, 381 HGB) mit folgender Maßgabe: Unsere Untersuchungspflicht beschränkt sich auf Män-

gel, die bei unserer Wareneingangskontrolle unter äußerlicher Begutachtung einschließlich der 

Lieferpapiere sowie bei unserer Qualitätskontrolle im Stichprobenverfahren offen zu Tage treten 

(z. B. Transportbeschädigungen, Falsch- und Minderlieferung). Soweit eine Abnahme vereinbart 

ist, besteht keine Untersuchungspflicht. Im Übrigen kommt es darauf an, inwieweit eine Untersu-

chung unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls nach ordnungsgemäßem Geschäfts-

gang tunlich ist. Unsere Rügepflicht für später entdeckte Mängel bleibt unberührt. Bei offen zu 

Tage tretenden Mängeln müssen wir diese innerhalb von max. 5 Tagen rügen. Verdeckte Män-

gel müssen wir spätestens innerhalb von 2 Wochen nach Entdeckung rügen.

Art. 6 Produkthaftung, Freistellung, Haftpflichtversicherung

1.	 Der Lieferant stellt sicher und gewährleistet, dass die bestellten und gelieferten Lieferungen und 

Leistungen den jeweils in der Bundesrepublik Deutschland geltenden, insbesondere technischen 

Vorschriften (z. B. dem Geräte- und Produktsicherheitsgesetz in der jeweiligen Fassung etc.) ent-

sprechen. Hierzu zählen auch Produktanforderungen die sich aus jeweils geltendem Recht der 

Europäischen Union ergeben.

2.	 Soweit der Lieferant für einen Produktschaden verantwortlich ist, ist er verpflichtet, uns insoweit 

von Schadensersatzansprüchen Dritter auf erstes Anfordern freizustellen, als die Ursache in sei-

nem Herrschafts- und Organisationsbereich gesetzt ist und er im Außenverhältnis selbst haftet.

3.	 Im Rahmen seiner Haftung für Schäden im Sinne von Ziff.1 ist der Lieferant auch verpflichtet, 

etwaige Aufwendungen zu erstatten, die sich aus oder im Zusammenhang mit einer von uns 

durchgeführten oder durchzuführenden Rückrufaktion ergeben. Über Inhalt und Umfang der 

durchzuführenden Rückrufmaßnahmen werden wir den Lieferanten – so weit möglich und zu-

mutbar – unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Hiervon unberührt bleiben 

sonstige gesetzliche Ansprüche.

4.	 Der Lieferant verpflichtet sich, eine Produkthaftpflicht-Versicherung mit einer ausreichenden De-

ckungssumme für Personen- und Sachschäden zu unterhalten; hiervon unberührt bleiben weitere 

uns gegen den Lieferanten zustehende Ansprüche.
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Art. 7 Schutzrechte

1.	 Der Lieferant gewährleistet, dass im Zusammenhang mit seiner Lieferung keine Rechte Dritter ins-

bes. gewerbliche Schutzrechte verletzt werden.

2.	 Werden wir von Dritten wegen der Verletzung solcher Rechte in Anspruch genommen, ist der 

Lieferant verpflichtet, uns auf erstes schriftliches Anfordern von diesen Ansprüchen freizustellen; 

wir verpflichten uns, mit dem Dritten ohne Zustimmung des Lieferanten diesbezüglich keine Ver-

einbarungen zu treffen, insbesondere keinen Vergleich abzuschließen.

3.	 Die Freistellungspflicht des Lieferanten bezieht sich auf alle Aufwendungen, die uns aus oder im 

Zusammenhang mit der Inanspruchnahme durch Dritte notwendigerweise erwachsen.

4.	 Die Verjährung der vorgenannten Ansprüche richtet sich nach Art.5 Nr.5.

Art. 8 Eigentumsvorbehalt 

1.	 Sofern wir Teile beim Lieferanten beistellen, behalten wir uns hieran das Eigentum vor. Verarbei-

tung und Umbildung durch den Lieferanten werden für uns vorgenommen. Wird unsere Vorbe-

haltsware mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen verarbeitet, so erwerben wir das 

Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes unserer Sache (Einkaufspreis zzgl. 

MwSt.) zu den anderen verarbeiteten Gegenständen zur Zeit der Verarbeitung.

2.	 Wird die von uns beigestellte Sache mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen untrenn-

bar vermischt, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes 

der Vorbehaltssache (Einkaufspreis zzgl. MwSt.) zu den anderen vermischten Gegenständen 

zum Zeitpunkt der Vermischung. Erfolgt die Vermischung in der Weise, dass die Sache des Lie-

feranten als Hauptsache anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der Lieferant uns anteilmäßig 

Miteigentum überträgt; der Lieferant verwahrt das Alleineigentum oder das Miteigentum für uns.

3.	 An Werkzeugen behalten wir uns das Eigentum vor; der Lieferant ist verpflichtet, die Werkzeuge 

ausschließlich für die Herstellung der von uns bestellten Waren einzusetzen. Der Lieferant ist 

verpflichtet, die uns gehörenden Werkzeuge zum Neuwert auf eigene Kosten gegen Feuer-, 

Wasser- und Diebstahlsschäden zu versichern. Gleichzeitig tritt der Lieferant uns schon jetzt alle 

Entschädigungsansprüche aus dieser Versicherung ab; wir nehmen die Abtretung hiermit an. Der 

Lieferant ist verpflichtet, an unseren Werkzeugen etwa erforderliche Wartungs- und Inspektions-

arbeiten sowie alle Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten auf eigene Kosten rechtzeitig 

durchzuführen. Etwaige Störfälle hat er uns sofort anzuzeigen; unterlässt er dies schuldhaft, so 

bleiben Schadensersatzansprüche unberührt.

4.	 Der Lieferant ist verpflichtet, alle erhaltenen Abbildungen, Zeichnungen, Berechnungen und 

sonstigen Unterlagen und Informationen strikt geheimzuhalten. Dritten dürfen sie nur mit unse-

rer ausdrücklichen Zustimmung offengelegt werden. Die Geheimhaltungsverpflichtung gilt auch 

nach Abwicklung dieses Vertrages; sie erlischt, wenn und soweit das in den überlassenen Ab-

bildungen, Zeichnungen, Berechnungen und sonstigen Unterlagen enthaltene Fertigungswissen 

allgemein bekannt geworden ist.

5.	 Soweit die uns gemäß Abs. 1 oder Abs. 2 zustehenden Sicherungsrechte den Einkaufspreis aller 

unserer noch nicht bezahlten Vorbehaltswaren um mehr als 10 % übersteigen, sind wir auf Ver-

langen der Lieferanten zur Freigabe der Sicherungsrechte nach unserer Wahl verpflichtet.

Art. 9 Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand

1.	 Für diesen Vertrag gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland 

2.	 Erfüllungsort für sämtliche Leistungen aus diesem Vertrag ist DE-73230 Kirchheim unter Teck.

3.	 Bei Verträgen mit Kaufleuten, juristischen Personen des öffentlichen Rechts, öffentlich-rechtlichen 

Sondervermögen und mit Ausländern, die keinen inländischen Gerichtsstand haben, ist aus-

schließlicher Gerichtsstand DE-73230 Kirchheim unter Teck.

Art. 10 Sonstiges

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so wird dadurch die Wirk-

samkeit der anderen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berührt. In diesem Fall sind die Parteien 

verpflichtet, die unwirksame Bestimmung durch eine Bestimmung zu ersetzen, die wirtschaftlich dem 

entspricht, was die Parteien vereinbart hätten, hätten sie die Unwirksamkeit gekannt.

Kirchheim unter Teck, den 14.02.2017


